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im gegenseitigen W arenverkehr 
gebracht und zeitweilig zum deut
schen Ausfuhrstop geführt, es 
sollte aber Deutschland nicht da
von abhalten, seine Vertragspoli
tik, besonders im Hinblick auf die 
eventuelle Kürzung der Embargo
listen, zu intensivieren und auch 
auf die Sowjetunion auszudehnen, 
wenn dies zunächst auch nur über 
den Ostaussdiuß (ähnlich dem Ab
kommen mit Rumänien) geschieht.

Bei dem unzurelciienden' statisti
schen M aterial über die Ostblock
staaten läßt sich leider kein zu
friedenstellendes Bild über den 
überhaupt möglidien Ost-W esthan- 
del gewinnen. Es bleibt abzuwar- 
ten, ob die Sowjetunion ihr V er
sprechen auf der letzten ECE.- 
Tagung über eine großzügigere 
Publikation halten wird.

Fragicürdiges China-Embargo
Besondere Aufmerksamkeit ver

langt die Situation des Chinahan
dels. In den Jahren 1952— 1953 
war es gelungen^ eine geeignete 
Grundlage für die W iederherstel
lung norm aler Handelsbeziehungen 
und eine Ausweitung des W aren
austausches zu sdiaffen. Die Auf
hebung der Zahlungssperre seitens 
der Bank deutscher Länder im 
Januar 1953 sowie die Möglichkeit, 
den Zahlungsverkehr über London 
abzuwickeln, führten zu einem be
achtlichen A nstieg des deutsch
chinesischen Außenhandels im 
Jahre 1953 und berechtigten zu der 

 ̂ Hoffnung, sich dem Vorkriegs- 
niveau allmählich zu nähern. Es 
konnten immerhin im letzten Jahre 
für 79 Mill. DM deutsche Erzeug
nisse nach China d irekt exportiert 
werden. Um so empfindlicher wurde

Deutschland im August 1953 durch 
die erw eiterte spezielle Embargo
liste für China, besonders durch 
das totale Eisen- und Stahlembargo 
und die Ausfuhreinschränkung für 
Maschinen, elektrotechnische und 
optische Artikel, getroffen. Die zu
sätzlichen Positionen der Embargo- 
liste betrafen gerade typische 
deutsche Exportgüter. Für manche 
Exporterzeugnisse, wie beispiels
weise optische Geräte, schob sich 
inzwischen die Schweiz, die kein 
Mitglied des CHINCOM. ist, in  den 
M arkt ein. Auch Frankreich und 
die N iederlande sind weniger stark  
getroffen und intensivieren den 
W arenverkehr durch Kontrakte mit 
der China National Export Cor
poration in Ostberlin. China selbst 
beschaffte sich einen Teil der 
dringlichen Einfuhrwaren über 
Polen und die Tschechoslowakei. 
Die Bundesrepublik hatte daran 
kaum einen Anteil, weil sie durch 
kontingentierte Handelsabkommen 
mit diesen Ländern gebunden war, 
während sich für Großbritannien 
und Belgien beispielsweise in
direkte Liefermöglichkeiten er
gaben. Der deutsche Chinahandel 
wird noch in w eiterer Hinsicht im 
Vergleich zu den anderen w est
europäischen Ländern zusätzlich 
behindert, und zwar durch die 
„List of Prohibited Cargoes*, die 
für eine Reihe von Erzeugnissen 
den Transport auf britischen Schif
fen verbietet. Diese Liste stimmt 
jedoch nicht mit der Embargoliste 
überein, so daß sich in der Praxis 
die Verbotsliste für deutsche W aren 
wesentlich erweitert, da deutsche 
Schiffe keine chinesischen Häfen 
anlaufen dürfen. Deshalb ist die 
legale Ausfuhr deutscher Erzeug

nisse nach China in vielen Fällen 
nur über den Hafen Gdingen mög
lich. Der Landtransport über die 
Sowjetunion ist wegen der hohen 
Bahnfrachten praktisch ausge
schlossen.

Ist schon der von verschiedenen 
westlichen Kreisen erhoffte Erfolg 
der Embargopolitik gegenüber Ost
europa sehr zweifelhaft, so erst 
recht der Dauererfolg einer ver
schärften Embargopolitik gegen
über China. (Die zu erwartende 
Kürzuiig der Embargoliste soll 
China nicht mit betreffen.) Abge
sehen davon, daß für China in
direkte Einfuhrmöglichkeiten über 
die Sowjetunion bzw. die anderen 
Ostblockstaaten bestehen bleiben 
und im Falle einer Kürzung der 
Embargoliste für O steuropa noch 
erhöht werden, hat m an China da
mit zu einer noch stärkeren 
wirtschaftlichen A nlehnung an 
die Sowjetunion und zu einer 
beschleunigten Durchführung der 
A utarkiebestrebungen gezwungen. 
Gegenwärtig ist der Ostblock am 
chinesischen Außenhandel mit etwa 
70“/» beteiligt. Selbst w enn man 
einen freien Handel später wieder 
zulassen würde, kann man kaum 
erwarten, daß die inzwischen ein
gespielten Wirtschaftsbeziehungen 
von  Chiiia ohne w eiteres wieder 
aufgegeben werden. Allerdings 
dürfte das wirtschaftliche Potential 
der Ostblockstaaten gegenwärtig 
und in  naher Zukunft nicht aus- 
reichen, um den chinesischen In
vestitionsbedarf in voller Höhe zu 
decken, so daß sich hier für die 
westeuropäischen S taaten erhöhte 
Absatzmöglichkeiten ergeben, die 
zur Zeit in beachtlichem Maße von 
Japan  genutzt werden. (Nb)

Berichte von  der Genfer Konferenz
Verhandlungen hinter

Schon acht Tage nadi Beginn 
der Konferenz über Korea in 

der Salles des Conseils des ein
stigen Völkerbund- und nunm ehri
gen UNO.-Palastes w ar die ohne
dies flaue Redelust hüben und 
drüben erschöpft. Es w äre wohl zu 
viel gesagt, diese Rednerflaute — 
wie es geschehen ist — als ein 
schnell offenbar gewordenes Fiasko 
der Genfer Asienkonferenz anzu-

versdilossenen Türen
sprechen; gegen diese Auffassung 
spricht, daß das Schwergewicht der 
Verhandlungen in Genf von allem 
Anfang an nicht bei den Plenar
tagungen im Rätesaal des UNO.- 
Palastes un te r den Augen der ge
rissensten und auch bedenkenlose
sten  Späher der W eltpresse gelegen 
hat, sondern bei den Besprechun
gen der „Großen“ (mit Einschluß 
Tschu En-Lais) hinter gut gepolster

ten  und abgeschlossenen Hotel
zimmertüren und gelegentlich der 
einander reihum folgenden Essen 
der Delegationsleiter mit den nur 
allernächsten M itarbeitern in  ihren 
scharf bewachten und für Be
obachter absolut unzugänglichen 
Villenresidenzen.

Ob aber nun Vollversammlungen 
der 19 K orea-M ächte im  UNO.- 
Palast mit den meist wohltempe
rierten und nur vereinzelt geistig
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politisch scharfsinnigen Redeweth- 
se ln  oder Dreierbesprechungen 
(Frankreich, Großbritannien, USA.) 
oder Viererbesprechungen (die drei 
Großen mit Molotow) oder aber 
Beratungen des „Neuner-Ausschus
ses“ oder der „Sieben von Korea“: 
das Koreaproblem ist von einer 
Lösung gleich w eit entfernt ge
blieben wie die Deutschlandfrage 
nach Schluß der Berliner Konferenz. 
Der nach wie vor ungelösten 
Deutschlandfrage im Herzen Euro
pas steht das ungelöste Korea
problem im Fernen Osten gegen
über, womit auch nach der ersten 
Genfer Verhandlungsphase Molo
tow wenigstens vorläufig M atador 
und Sieger auf dem Konferenzpar
kett geblieben ist. W en aber kann 
dies wundern nach allem, was vor 
und noch w ährend der Genfer Kon
ferenz im westlichen Mächtelager 
an  M einungsverschiedenheiten und 
einigem mehr zur Schau gestellt 
worden ist?

Die geradezu peinliche Demon
stration der Pariser N ationalver
sammlung, daß sie die Regierung 
Laniel nur aus Zweckmäßigkeits
gründen noch am Leben ließ und 
damit Außenminister Bidault in 
Genf wenigstens den Anschein 
eines verhandlungsfähigen Mächte
partners gab, bildete mit dem Fall 
von Dien Bien Phu den unheil
vollen A uftakt zu den Indothina- 
Verhandlungen der Genfer Asien
konferenz. Die noch schmälere Ver
trauensbasis, die sich für die Regie
rung Laniel durch Abstimmung (am 
13. Mai) in  der Nationalversam m 
lung ergab, hat natürlich die fran
zösische Verhandlungsposition kei
nesfalls gestärkt. Bidaults sorgen
volles Aussehen bei Beginn der 
Genfer Konferenz hatte  sich in den 
ersten M aitagen ziemlich verloren, 
trat dann aber erneut und 
weit ausgeprägter wieder hervor. 
Frankreichs Außenminister kämpft 
in  Genf verzweifelt um die Verhin
derung der Katastrophe nach dem 
Fall von Dien Bien Phu und sieht 
mit steigender V erärgerung nach 
Paris hinüber, das auch von den 
letzten guten Göttern und Geistern 
verlassen zu sein scheint. Die Be
stürzung über das Pariser Zwischen
spiel w irkt geradezu lähmend in 
Genf. Dazu kommt die kaltblütige 
Ausnutzung der ganzen Situation 
auf kommunistischer Seite. Welch'

ein bejam m ernswertes Frankreich, 
das sich mit seinem Zögern in 
Europa vun seine kontinentale Stel
lung bringt und das in Asien — 
und nicht nur dort — ein sogenann
tes Imperium nicht aufgeben will, 
das moralisch und politisch längst 
verspielt ist.

Die Grundstimmung beim größ
ten  Teil der Delegationen und bei 
so gut wie allen Journalisten, der 
westlichen W elt ist hinsichtlich 
einer W eiterbehandlung der Korea
frage absoluter Pessimismus und 
hinsichtlich der Aussichten auf einen 
W affenstillstand für Indochina (das 
W ort Frieden ist in diesem Zu
sammenhang überhaupt noch nicht 
gefallen) Skeptizismus. Ist für 
Europa die kommunistische These, 
daß die Zeit für den Kommunismus 
arbeite, nur Verblendung, so ist für 
Asien diese M oskauer Politik des 
Zuwartens eine Gefahr, weil der 
Kommunismus sich gegenüber die
sen Völkern als Nationalismus gibt 
und die Sehnsucht dieser Völker 
nach nationaler Unabhängigkeit 
ohne jedwede koloniale Bevormun
dung und Ausbeutungen skrupellos 
ausnutzt hin ter der Maske des 
Biedermanns. W as Frankreich an
geht, so möchte es seinen Indo
chinabesitz für eine koloniale In
teressenschicht dort und im M utter
lande h inter dem nationalen Aus
hängeschild Bao Dais festigen, w äh
rend die Angelsachsen vor allem 
an die Sicherung der Freiheit der 
M ärkte und des Handels in allen 
Teilen Asiens denken, aber nicht

w eniger auch an die Abwendung 
der Bedrohung, die für sie in einem 
über Asien sich ausbreitenden Kom
munismus liegt. W ie sehr verschie
den die Ansichten der drei w est
lichen Großen über die in Asien zu 
verfolgende Politik sind, dies zu er
kennen bedurfte es nicht erst der 
Abreise Dulles' von der Genfer 
Konferenz. In diesem Zusammen
hang fiel in  Genf das W ort, daß 
Eden m it seinem W iderstand gegen 
Dulles" Asienpolitik die W elt vor 
dem schon nahen dritten W eltkrieg 
bew ahrt habe, wohl eine etwas zu 
überspitzte Formulierung.

In Genf wurde aber auch von — 
wie m an zu sagen pflegt — wohl
inform ierter Seite die Behauptung 
aufgestellt, daß es wegen der 
W affenstillstandsbedingungen für 
Indochina zwischen Molotow und 
Tschu En-Lai zu ernstesten Ausein
andersetzungen gekommen sei. Die 
„ernsten A useinandersetzungen“ 
unter den östlichen Machthabern 
tauchen bei verschiedenen Gelegen
heiten auf und sind zumeist doch 
nur spekulative Phantasie. Es ist 
jedoch nicht Phantasie, daß das 
China Mao Tse-Tungs den ersten 
Aufenthalt in einem politischen Zen
trum  Europas dazu nutzte, um sich 
verstärkt in den Ost-W esthandel 
einzuschalten. Vorläufig ist dieses 
Bestreben nur durch eine Kontakt- 
nahm e mit dem Exekutivsekretär 
der Europäischen Wirtschaftskom
mission der Vereinten, Nationen, 
Professor M yrdal, zum Ausdruck 
gekommen. (Zi.)
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England als Vermittler
D a s  w iditigste diplomatische Er
eignis der Genfer Konferenz ist 
sicherlich das Erscheinen Chinas 
als Großmacht auf der W eltbühne. 
Ein Ereigrds, das sehr bald poli
tische und wirtschaftliche Folgen 
zeitigen wird, die von historischer 
Bedeutung sein werden. Die Gen
fer Konferenz ist sozusagen ein 
Kind der Berliner Konferenz. Ja, 
sie wird allgem ein als der einzige 
Erfolg der Berliner Konferenz be
trachtet. Nachdem die Lösung der 
europäischen Fragen auf der Ber
liner Konferenz gescheitert war, 
w ollten die an  der Berliner Kon
ferenz teilnehm enden Außenmini
ster eine Lösung an der anderen 
Ecke der W elt versuchen. Es dürfte 
keinen deutlicheren Beweis dafür 
geben, wie eng die wirtschaftlichen 
und politischen Probleme auf deir 
ganzen W elt verflochten sind und 
daß die Lösung überall liegen 
kann, wenn man guten W illens ist.

Bis jetzt hat man in Genf den 
Eindruck, daß die Hoffnungen auf 
eine politische Lösung in Korea 
sehr gering sind. Die Auffassung der 
W estmächte und Südkoreas steht 
dem Standpunkt der kommunisti
schen S taaten schroff gegenüber. 
Die Analogie mit Deutschland ist 
frappierend. Auch hier wurde, wie 
in  der deutschen Frage, die Forde- 
derung nach freien W ahlen zur 
entscheidenden Bedingung erhoben. 
Es ist daher damit zu rechnen, daß 
man in Genf zu keiner Einigung in 
der Koreafrage kommt und sich 
wie in Deutschland mit dem status 
quo abfinden wird. Korea wird 
also ein geteiltes Land bleiben, 
das in die Einflußsphäre zweier 
entgegengesetzter politischer W elt
systeme hineinragt.

Viel dramatischer gestalten sich 
auf der Genfer Konferenz die V er
handlungen in der indochinesischen 
Frage. H ier handelt es sich in 
erster Linie um die Einstellung 
der Feindseligkeiten, um die Fest
legung einer Demarkationslinie, 
um die Lösung der politischen Fra
gen, die außerordentlich verw orren 
sind, um die Ausarbeitung eines 
Garantiesystems, und w ir wissen 
aus der geschichtlichen Erfahrung, 
wie schwierig es ist, einen heißen 
Krieg vor einer militärischen Ent
scheidung einzustellen,
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zwischen Ost und West
Im Gegensatz zu Berlin, wo der 

W esten in einer geeinigten Front 
gegenüber dem Osten stand, hat 
der bisherige Verlauf der Genfer 
Konferenz deutliche Risse in der 
Front der westlichen Großmächte 
aufgezeigt. Die amerikanische Diplo
m atie stand isoliert in Genf. Daß 
diese Isolierung die Abreise Dulles' 
nach W ashington verursachte, w urde 
sogar in amerikanischen Kreisen 
offen zugegeben. England, das an
fangs eine kühle und abw artende 
Stellung zu den amerikanischen 
diplomatischen Aktionen einnahm, 
ist nach der Abreise Dulles' ein
deutig als Vermittler zwischen 
W est und Ost aufgetreten und hat 
realpolitisch konkrete Formulie
rungen der zur Entscheidung ste
henden Probleme gefunden. Es v er
stärkt sich der Eindruck, daß Eng

land im Fernen O sten eine selb
ständige Politik zu führen' ent
schlossen ist. Es dürfte jedoch un
wahrscheinlich sein, daß es in 
dieser Frage einen Bruch mit 
den USA. herbeiführt. Es wird eher 
zu einer gewissen Anpassung der 
beiden angelsächsischen Groß
mächte kommen.

Bis je tzt w urden Wirtschafts
fragen auf der Konferenz nicht be
rührt. Bezeichnend jedoch ist die 
Tatsache, daß in  jeder Delegation 
Experten in  W irtschaftsfragen vor
handen sind. Die Chinesen haben 
sogar den M inister für Außenhan
del in ihrer Reihe. N atürlidi kann 
kein Zweifel darüber herrschen, 
daß m ittelbar der Ausgang der 
Konferenz auf die Wirtschaftsbe
ziehungen des Ostens m it dem 
W esten von w eittragenden Aus
wirkungen sein wird. (Pn)

Rückwirkungen auf die Europapolitik?
T n  Genf ist etwas peinlich zutage getreten: die wachsende Isolierung

Amerikas. Den aufmerksamen Beobachter hätte es nicht allzusehr über
raschen dürfen, denn bereits seit Jahren  zeichnen sich in zunehmendem 
Maße politische und wirtschaftliche M einungsverschiedenheiten zwischen 
den USA. und ihren alliierten Freunden ab. Die verschiedene weltpoli
tische und weltwirtschaftliche Lage der Territorien läßt solche Meinungs
verschiedenheiten auch als durchaus natürlich erscheinen. Leider fehlt es 
der USA.-Politik an der erforderlichen Dynamik, um die Vielfältigkeit der 
Meinungen zu einer fruchtbaren Konzeption zusammenzuschweißen. Die 
Überzeugung von ihrer wirtschaftlichen, politischen und militärischen 
Überlegenheit und der Mangel an Einfühlungsvermögen haben in über
raschend kurzer Zeit die souveräne weltpolitische Stellung der USA. er
schüttert. Die W arnungen Trumans sind nicht nur Ressentiments des Un
terlegenen. Es ist nur bedauerlich, daß dieses Fiasko der amerikanischen 
Außenpolitik gerade zu einem Zeitpunkt sichtbar wird, der trotz aller Be
weglichkeit eine klare Linie verlangt hätte, und einem Gegner gegenüber 
zutage tritt, der skrupellos alle Schwächen des Verhandlungspartners aus
nutzt. Dieses Fiasko der amerikanischen Außenpolitik, ist für die west
liche W elt ein nicht zu unterschätzender Schlag, und es kann von der 
dynamischen Verhandlungsbereitschaft Edens nicht kom pensiert werden, 
da ihm die Macht der wirtschaftlichen und politischen Überlegenheit fehlt.

Diese veränderte W eltstellung der USA. dürfte auch ihre Rückwir
kungen auf die Europapolitik ausüben. W enn England und Frankreich 
sich ein größeres kontinentales Interesse abringen könnten, könnte das 
wachsende europäische Selbstbewußtsein der Einigung Europas dienlich 
sein. Aber wir dürfen nicht vergessen, daß in der gegenwärtigen Situation 
allein die militärische Macht der USA. die europäische U nantastbarkeit 
sicherstellt. Die europäische Stellung zum Ostproblem muß aus geopoli- 
tischen und strategischen Erwägungen eine andere sein als die Amerikas. 
W enn Amerika die europäische Auffassung nicht in seine außenpolitische 
Konzeption einbezieht, wird es seine alliierten Freunde verstimmen, und 
es schwächt damit die Stellung der freien W elt überhaupt.

Auch wir müssen diese veränderte Position in unsere außenpolitischen 
Erwägungen einbeziehen. W enn auch unsere Außenpolitik noch der letz
ten Souveränität entbehrt, so müssen w ir sie doch beweglich halten, um 
jeder Möglichkeit begegnen zu können. W ir müssen auch bei unserer 
beschränkten Souveränität das eigentliche Ziel, die W iedervereinigung 
unseres Staatsgebiets, im Auge behalten und alle sich dafür bietenden 
M ittel ergreifen. Unsere weltanschauliche und politische Haltung gegen
über dem System des Ostblocks ist zu eindeutig und fest, als daß diplo
matische und wirtschaftliche Fühlungnahmen diskreditiert werden müß
ten. W ir müssen aber die entsprechenden Gremien und Kanäle schaffen, 
die solche Fühlungnahmen ermöglichen. (sk)

1954AT


